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Themen: Haftungsfragen bei dstl. Endgeräten, Tablets, Videokonferenztool, Raten-
zahlung bei Rückforderungen durch das LBV, LAA

Liebe Kolleg*innen, 
 
wir wünschen euch ein gutes neues Jahr.  
Auch das kommende Jahr wird vor allen 
Dingen von der Pandemie bestimmt sein. 
Weiterhin werden wir sehr flexibel sein 
müssen. Wir wünschen uns für das kom-
mende Jahr von der Landesregierung und 
dem Schulministerium vor allem eine ver-
lässliche und möglichst vorausschauende 
Planung in den Dingen, die anstehen: sei 
es in den Fragen der zentralen Prüfungen, 
in den Fragen der Staatsexamina und Un-
terrichtsbesuchen unserer Lehramtsan-
wärter*innen oder auch in der Frage eines 
umfänglichen Arbeits- und Gesundheits-
schutzes. Wir hoffen und arbeiten sehr da-
ran, dass dies keine frohen Wünsche blei-
ben.  
 
 
Haftung bei digitalen Endgeräten 
 
„Die Entleiherin/der Entleiher haftet für 
sämtliche Schäden, Verluste und Funkti-
onsbeeinträchtigungen, die an dem Leih-
gerät während der Vertragslaufzeit und da-
nach bis zur ordnungsgemäßen Rückgabe 
entstehen, nach den gesetzlichen Vor-
schriften.“ 
Ein anderer Schulträger verlangt gleich 
eine Selbstbeteiligung von 200 Euro und 
ein dritter möchte die LOG-Daten ausle-
sen, was einer Verhaltenskontrolle gleich-
kommt.  
Solche oder ähnliche Aspekte finden sich 
in einigen von den Städten an die Lehr-
kräfte zur Unterzeichnung vorgelegten Nut-
zungsvereinbarungen – und wir halten sie 
für problematisch.  

Laut Förderrichtlinie BASS 11-02 Nr. 36 
sind die Schulträger zur Aufstellung von 
Nutzungsvereinbarungen verpflichtet. Die 
Frage der Haftung für Geräte, die notwen-
dig sind die arbeitsvertragliche Tätigkeit zu 
erfüllen, ist im Beamtenstatusgesetz gere-
gelt.  Ein Haftungsanspruch der Stadt als 
Schulträger kann gegenüber dem schuli-
schen Personal und den Lehrkräften nur im 
Rahmen grober Fahrlässigkeit bestehen. 
Die entsprechende Formulierung in „Mus-
ternutzungsbedingungen Lehrerendge-
räte“, zu finden auf der Seite der Medien-
beratung  
 
https://www.medienberatung.schulministe-
rium.nrw.de/Medienberatung/Lern-IT/Nut-
zungsbedingungen/ 
 
lautet wie folgt: Kosten für die Beseitigung 
von Schäden, die vorsätzlich oder grob 
fahrlässig entstanden sind, werden der 
Nutzerin oder dem Nutzer in Rechnung ge-
stellt (vgl. § 48 BeamtStG i.V.m. § 80 LBG 
und § 3 Abs. 7 TV-L) 
 
Wir empfehlen Nutzungsvereinbarungen, 
die dem Nutzer die alleinige Verantwortung 
einseitig aufbürden, nicht zu unterschrei-
ben. Die Schulträger haben ein mindestens 
ebenso großes Interesse den Distanzun-
terricht mit dstl. Endgeräten zügig abzusi-
chern, wie auch die Lehrkraft selbst. Die 
Schule sollte dem Schulträger die Nutzung 
der Musternutzungsbedingungen empfeh-
len.  
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Ausstattung der Lehrkräfte mit 
digitalen Endgeräten: I-Pads – 
Convertible … Was soll es sein? 
 
In der Präambel zu den Förderrichtlinien 
auf der Homepage des Bildungsportals un-
ter https://digitalpakt-nrw.de  heißt es: 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt 
Zuwendungen für die digitale Bildungsinf-
rastruktur durch eine digitale Ausstattung 
von Lehrkräften an Schulen in Nordrhein-
Westfalen. Ziel ist es, Schulträger bei der 
Digitalisierung ihrer Schulen durch Ausstat-
tung der Lehrkräfte mit digitalen dienstli-
chen Endgeräten sowie die Lehrkräfte bei 
der rechtssicheren Arbeit mit personenbe-
zogenen Daten zu unterstützen. 
 
Das dienstliche Endgerät muss den An-
sprüchen der zu leistenden Arbeit der Lehr-
kraft und des sonstigen schulischen Perso-
nals entsprechen. Das bedeutet, es muss 
einerseits für die pädagogische Aufgaben-
erfüllung geeignet sein, aber auch für die 
verwaltungstechnische Seite. Hier ist vor 
allem an die Gutachtenerstellung z.B. bei 
Facharbeiten oder im Rahmen des Ge-
meinsamen Lernens zu denken aber auch 
an die Notenverwaltung und viele andere 
Dinge mehr. Dabei darf das Gerät gemäß 
der Förderrichtlinie nicht mehr als 500 Euro 
kosten und muss für all diese Aufgaben 
nutzbar sein.   
Ein I-Pad oder ein Tablet erfüllt die Aufga-
benvielfalt zunächst einmal nicht. Hierfür 
wären Zusatzgeräte notwendig. Auch die 
entsprechenden Adapter wären zur Verfü-
gung zu stellen. Diese Anschaffung müss-
ten aber gemäß der Förderrichtlinie mit den 
500 Euro abgedeckt werden, sonst könn-
ten diese Geräte aus der Förderung her-
ausfallen.  
 
 
Rollout des Videokonferenztools 
 
Angekündigt war es schon in einer Telefon-
konferenz im April 2020. Dann hat es noch 
fast ein halbes Jahr gedauert bis die Haupt-
personalräte an dem Verfahren beteiligt 
wurden. Im Beteiligungsprozess hat sich 

der Hauptpersonalrat Gesamtschulen, Se-
kundarschulen und PRIMUS-Schulen sehr 
nachhaltig für Verbesserungen des Tools 
eingesetzt. Nicht immer hat dabei das 
Schulministerium die Absprachen zügig 
umgesetzt. Mit dem erneuten, aber abseh-
baren Lockdown kam von Seiten des Mi-
nisteriums wieder Bewegung in die Ange-
legenheit. Anstatt nun aber das Beteili-
gungsverfahren schnell abzuschließen, 
teilte die Hausspitze mit, dass sie das wei-
tere Verfahren zunächst ohne die Zustim-
mung der Hauptpersonalräte weiterführen 
will. Das Rollout hat nun mit der Schulmail 
vom 21.01.2021 begonnen. Es ist diesmal 
kein gestaffeltes Rollout vorgesehen. Jede 
Schule in NRW kann das Videokonfe-
renztool sofort buchen und dies auch unab-
hängig davon, ob die Schule in LOGINEO 
NRW gemeldet ist. 
 
 
LBV – Rückforderungen als Ra-
tenzahlung möglich 
 
In den verschiedenen Lebensabschnitten 
können sich Veränderungen für die Be-
schäftigung ergeben. Beispiele dafür sind 
u. a.: Umstellung von Vollzeit auf Teilzeit, 
Wegfall von Zulagen, Krankengeldbezüge, 
Elternzeit, Sonderurlaub, Überleitung in 
eine andere Entgeltordnung (z. B. bei Sozi-
alpädagog*innen in die S-Tabelle). 
Aufgrund solcher Veränderungen ergeben 
sich manchmal Rückforderungen, die das 
LBV in Rückforderungsanschreiben den 
Betroffenen mitteilt. Im Anschreiben kann 
dann angekündigt sein, dass der Rückfor-
derungsbetrag - Ihr Einverständnis voraus-
gesetzt – mit den nächsten Bezügen ver-
rechnet wird. Die Rückforderungsbeträge 
können gelegentlich recht hoch ausfallen 
und nicht immer ist der Zusatz „Ihr Einver-
ständnis vorausgesetzt“ im Anschreiben 
enthalten. Dennoch kann jede/jeder Be-
troffene sich in einem solchen Fall an das 
LBV wenden, um eine andere Rückzah-
lungsmodalität zu vereinbaren, z. B. eine 
Ratenzahlung.  
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Situation der LAAs 
 
Mit Sorge betrachtet der HPR die gegen-
wärtige Situation der Lehramtsanwärter*in-
nen.  
Der Erlass über die Möglichkeit der Alter-
nativprüfungen wurde bis Juli 2021 verlän-
gert. Dafür hatten wir uns eingesetzt und 
begrüßen dieses Vorgehen des Ministeri-
ums.  
Das MSB traf folgende Regelungen, wel-
che zunächst bis zu den Sommerferien 
bzw. bis zum Ende des Prüfungszeitraums 
(vgl. OVP §32 Fn19) gelten und grob die 
Regelungen aus dem ersten Lockdown 
fortführen: 
Wenn Lerngruppen im Rahmen der UPP 
voraussichtlich nicht im Präsenzunterricht 
unterrichtet werden können, findet ein 
Fachgespräch über die jeweilige Stunde 
auf der Grundlage der Schriftlichen Arbeit 
statt. Dies muss umgehend über ein For-
mular dem Prüfungsamt angezeigt werden. 
Gleiches gilt für den Fall, dass die Anwe-
senheit des Prüfungsausschusses wegen 
des Infektionsschutzes vor Ort nicht mög-
lich ist.  Das Formular, welches von der 
Schulleitung bestätigt werden muss, findet 
sich auf www.pruefungsamt.nrw.de unter 
der Rubrik „Aktuelles“. Ein digitales Prü-
fungsformat kann an der Schule sowie am 
ZfsL durchgeführt werden.  
Wenn die Staatsprüfung im Zeitraum bis zu 
den Sommerferien wegen einer Note der 
Unterrichtspraktischen Prüfungen nicht be-
standen wird, wird diese einmalig als 
„nicht-durchgeführt“ bewertet und wirkt sich 
somit nicht auf die Zahl der Wiederholungs-
möglichkeiten aus. Der HPR begrüßt dies 
ausdrücklich.  
Die Unterrichtsbesuche im laufenden Aus-
bildungsbetrieb werden in der aktuellen Si-
tuation durch digitale Ausbildungsformate 
ersetzt, wo auch die Erfahrungen aus dem 
Online-Unterricht eingebracht werden sol-
len. 
Da die Vorbereitung von Unterrichtsbesu-
chen aber besonders auch der Staatsexa-
mina stets eine lange Vorlaufzeit hat, hät-
ten wir uns gewünscht, dass die alternati-
ven Prüfungsformate zur Regel gemacht 
würden, bei gleichzeitiger Möglichkeit des 

LAA auch kurzfristig und freiwillig auf Prü-
fungen im Präsenzunterricht umzuschal-
ten. So aber muss der LAA immer wie das 
Kaninchen auf die Schlange schauen, ob 
sein für den Präsenzunterricht geplantes 
Vorgehen mit Blick auf die Prüfungen über-
haupt noch möglich ist und dabei ggf. sehr 
kurzfristig umdenken. Das halten wir in der 
ohnehin stressigen Prüfungssituation für 
problematisch. 

 

HPR ist zur Zeit vorwiegend per 
Mail zu erreichen:  
hprgesk@msb.nrw.de  


